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Verfügungen

Personal- und Kassenwesen
Nr.301/1977

Tarifvertrag Nr,349 über alie Neuregelutrg der Vergütungen und Löhne Iür Angesaellte, Arbeiter ülrd Auszu-

bililenale sorvie über analere Ancletungen im TV Ang, TV Arb, TV Azb und TV NI.308

Tarifvertrag Nr. 349

vom 18. März 19?7

Zwischen

dem Bundesminister lür das Post- und FeI-nmelde$'esen

andererseits
und

der Deutschen Postgewerkschaft - Hauptvorstand -
Sitz Frankfurt am Main

andereseits

wird lür dre Angeslellten, Arbeiter und Auszubiidenden
der Deutschen Bundespost folgender Tarifvertrag ge-

Abschnitt I

Angesteltl,e

§1

Yergülungstarif vertrag

Die Anlage 1 (Übersicht über die Stundenvergütun-
gen), die Anlage 2 (vergütungsordnung) und die An-
lage 5 (Ortszuschlagstabelle) zum Tv Ang erhalten die
Fassung der Anlagen 1, 2 und 3 zu diesem Tarifvertrag.

§2

Sonstige Anderungen im TV Ang

De! TV Ang wjrd $,ie lolgt geändelt und elgänz1-

1, In § 25 Absatz 3 'werden die Wörter ,,nach VolI-
endung des 14. Lebensjahres 50 v. H " gcstrichen

2. In § 43 erhält Absatz 2 folgende neLre Fassungi

,,(2)a) Der Erholungsurlaub de): Angestellten. die
ihre dienstplanmäßige Arbeilszeit Innel.halb
der Kalenderwoche an iedem Welktag von
Möntag bis Freitag zLt leislcn haben oder ztl
leisten hätten, wird nach Arbeitstagen bc_

messen. Er betlzigt

in VGr'

näch vollendctem
18. 30 +0

Lebensjahl

Arbeitstagc

X bis VII
VI bis IV b
lVabislb
IabisI

20

20

22

24

25

27

28

30

23

26
28
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(2) Das Urlaubsgeld beträgt
Jür vollbesdrältigte Arbeiter
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lür nichtvollbeschältigte Arbeiter mit
einer arbeitsvertraglich vereinbarten
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von
20 Stunden und mehr ?5,- DM,

für nidrtvollbesdrältigte Arbeiter mit
einer arbeitsvertraglich vereinbarten
du rch s chnittlichen wodrenarbeitszeit von
unter 20 Stunden 3?,50 DM,

Maßgebend ist die lür den 30. Juni arbeitsver-
traglich vereinbarte durdlsdrhitflidle Wochenarbeits-
ze]t.

(3) Das Urlaubsgeld wird im Monat Juli mit der
Lohnabrechnung lür Monat Juni ausgezahlt.

Ist das Urlaubsgeld gezahlt worden, obwohl es

nicht zusta[d, ist es in voller Höhe zurückzuzahlen.

(4) Das Urlaubsgeld ist nicht gesamtversorguhgs-
fähig und bei der Bemessung sonstige! Leistungen
nicht zu berüclKsidrtigen."

Protokollnotiz zü Absatz 1 Nr. 2:

1. Öflendicher Dienst ist eine Beschäftigung

a) beim Bund, bei der Deutscheh Buhdesbahn,
bei einem Land, bei einer Gemeinde, bei einem
Gemeindeverband oder bei einem sonstigen
Mjtglied eines Arbeitgeberverbandes, der der
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber-
verbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt
des öllentlidren Rechts, die den Bundes-
Angestellten-Tarifvertrag (BAT), den Mantel-
tarifvertrag für die Albeiter des Bundes (MTB
II), den Mantelta fvertrag für die Arbeiter
der Länder (MTL II) oder den Bundesmantel-
tarifvertrag für Arbeiter gemeindlicher Ver-
waltungen und Betriebe (BMT-G) oder einen
Tarifvertrag wesentlich gleidren Inhalts an-
wendet.

2. Als Beschäftigungsverhäitnisse im öflentlichen
Dienst gelten Besdräftigungen als Arbeiter, An-
gestellter, Beamter, Richter, Soldat auf Zeit, Be-
rufssoldat, Auszubildender, Praktikant, Lern-
schwester, 

_ 
Lernpfleger oder als Schüler in der

Krankenpflegehilfe. Eine Beschäftigudg als Aus-
zubildender und Praktikant ist nur dann gegeben,
wenn das Rechtsverhältnis durch Tarifvertrag ge-
regelt ist.

3 Eine Unterbrechung liegt vor, wenn zwisdten den
Rechtsverhältnissen ein oder mehrere Werktage

- mit Ausnahme allgemein arbeitsfreie! Werk-
tage - liegen, an derlen das Arbeits-, Dienst-
oder sonstige Rechtsverhältnis nidrt bestand. Es
ist jedoch unschädlich, wenn der Berechtigte in
dem zwischen diesen RedrtsverhäItnissen liegen-
den gesamten Zeitraum arbeitsunfähig krank war
oder die Zeit zur Ausführung seines Umzugs an
einen anderen Ort benötigt hat.

4. In § 29 Absatz 3 wird dem Wor aut des Buchst. c)
angelügt:

,,frühestens zum 31. Dezember 19??',.

5. In § 29 wird dem Absatz 3 hinter dem Wortlaut des
Bucist. f) folSender Buchst. g) angelügt:

,,9) der § 23 b mit einer Frist von einern Monat zLrrn

28. Februar eines jeden Jahres, frühestens zum
28. Februar 1979".

6. In der Anlage 3 werden geändert:

a) das Datum ,,1. Februar 1976" in ,,1. Februar 19??"

und

b) die Zahl ,,5,50" rn,,5,?9".

§5

Besitzstanalsregelung

Noch nicht 30jährige Arbeiter mit einer Postdienst-
zeit von mindestens 10 Jahren erhalten einen zu§atz-
urlaub von einem Arbeits- bzw. Werktag, wenn sie

nadr § 23 Absatz 2 Budrst. c) TV Arb alter Fassung
einen soldren Anspruch spätestens für das Urlaubs-
jahr 19?6/197? erworben haben.

Dies gilt sinngemäß audr für soldle noch nidlt 30-
jähdgen Albeiter, die in der Zeit vom 1, April 19?7 bis
30. September 1977 eine Postdienstzeit von 10 Jahren
vollenden.

§6

Anderurg des Tv Nr. t3

1. In der Überschrift werden die Wörter ,,und IIam-
burg" gestridren.

2. In § 1 lvelden die Wö:ter ,,oder in der Hansestadt
Hamburg" und die Wörter ,,und der Hansestadt
Hamburg" gestrichen.

Abschnitt III

Auszubililenile

§?

Vergütüngsta fvertreg

1, Die Ausbildungsvergütung gemäß § 4 Absatz 1 des

Tarilvertrags für die Auszubildenden der Deutsdlen
Bundespost beträgt monallidt

im 1. AusbilduDgsjah! -- 38{,35 DM,

im 2. Ausbildungsjahr : 440,15 DM,

im 3. Ausbildungsjahr : 495,96 DM,

im 4. Ausbildungsjahr : 558,84 DM.

Der Auszubildende erhält die Ausbildungsvergütung
des Ausbildungsjahres, in dem er sich nach der
Ausbildungsordnung für Auszubildende bei der
Deutschen Bundespost bef indet.

2. Die Ausbildungsvergütung nach Absatz 1 erhöht sidl
nadr Vollendung des 18. Lebensjahres um 50,- DM

Das 18. Lebensiahr gilt mit Beginn des Kalender-
monats als vollendet, in den der Geburtstag fällt.

3. Die Ausbildungsvergütung nach Absatz 1 ist gemäß

§ 4 Absatz 4 Udterabs. 1 des Tarifvedrags für die

150,- DM,



Auszubildenden dcr Deutschen Bundespost (TV Azb)
vom 12 Januar 1976 bei Gelvährung von

Kost

Untelkunft

um 96,47 DM,

um 33,26 DM,

Kosl und Unterkunft um 129.?3 DM

monatlich zu kürzen.

4. Die Unterhaltsbeihilfe nach § 13 TV Azb beträgt
monatlich 129,73 DM.

§8
Anderungen im TV Azb

DeI Tv Azb \4'ird wie lolgt geändert und ergänzt:

1 Hinler'§ 14 wrrd ern neuer § 14a eingefügt Er hat
folgenden Wor-tlaut:

.,§ 14 a

ürlaubsgeld

(1) DeI Ar.rszubildende erhält in jedem Kalender-
jahr ein Urlaubsgeld, wenn er

1 am 1 Juti im Ausbildungsverhältnis steht

und

2. seil dem 1.Juli des Vorjahres - im l.Ausbil-
dungsjahr seit dem 1, September des voriahres

- ununterbrochen im öfJentlichen DiensL ge-

standen hat
und

3. mindestens 1ür einen Teil des Monats Juli An-
spruch auf Ausbildungsvergütung hat Besteht
ein solcher Anspruch nur wegen Ablaufs del'
Frist für die Foltzahlung der Ausbildungsver-
gütung bei Arbeitsunfähigkeit nach § 5 oder
wegen des Bezugs von Mutterschaltsgeld nicht,
genugt es, lJienn ein Anspruch auf Ausbildungs-
l'ergütung für mindestens drei volle Kalender-
monate des ersten Kalenderhalbi ahres bestanden
hat

(2) Das Urlaubsgeld betiägt 100,- DM.

(3) Das Urlaubsgeld wird mit der Ver:gütung 1ür
Itonat Juli ausgezahlt.

Isl das Urlaubsgeld gezahlt worden, obwohl es

nicht zustand, lst es in voller Höhe zurückzuzahlen.

(4) Das Urlaubsgeld ist nicht gesamtversorgungs-
Iähig und bei der Bemessung sonstiger Leislungen
nidlt zu berücksichtigen."

Protokollnoüiz zu Absaiz I Nr.2:

1. Öffenuidrer Dienst ist eine Beschäftiguog

a) beim Bund, bei der Deutschen Bundesbahn,
bei einem Land, bei einer Gemeinde, bei ernem
Gemeindevcrband oder bei einem sonstigen
l{itglied eines Arbeitgeberverbandes, der der
Vereinlgung der kommunalen Arbeitgeberver-
verbände angehört,

b) ber einer Körperschäft, Stiltung oder Anstalt
des öffentlichen Rechts, die den Bundes-An-
gestellten-Ta fvertrag (BAT), den Mantei-
tarilvertrag für die Arbeiter des Bundes (MTB
II), den Manteltarifvertrag für die Arbeiter
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der Länder (MTL ID oder den Bundes-
manteltarilvefirag Jür Arbeiter gemeindlicher
Verwaltungen und Betriebe (BMT-G) oder
einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts
anwendet,

2. AIs Beschä{tigungsverhältnisse im ölfentlichen
Dienst gelten Besdräftigungen als Arbeiter, An-
gestellter, Beamter, Richte!, Soldat auf Zeit, Be-
rulssoldat, Auszubildender, Praktikant, Ler-n-
schwester, Lernpfleger oder als SchüIer in der
Krankenpflegehilfe. Eine Beschältrgung als Aus-
zubildender und Praktikant isL nur dann gegeben,

wenn das RechtsverhäItnis durch Tarifvertrag ge-
regelt ist.

3. Eine Unterbrechung ]iegt vor, wenn zwischen dcn
Rechtsverhältnissen ein oder mehrere Werktage

- mit Ausnahme allgemein arbeitsfreier Werk-
tage - liegen, an denen das Arbeits-, Dienst-
oder sonstige Rechtsverhältnis nicht bestand Es
ist jedodr unsdrädlich, wenn der Berechtigte in
dem zwischen diesen Rechtsverhältnissen liegen-
derl gesamten Zeitraum arbeitsunfähig krank war
oder die Zeit zur Auslührung seines Umzugs an
einen anderen Ort benötigt hat.

2. In § 21 Absatz 3 wird bei Buchsl. a) angefügt:
,,frühestens zum 31. Dezember 19??,".

§3. In § 21 Absatz 3 wird als Buchsl. c) neu erngefügt:

,,§ 14 a mit einer Frist von einem Monat zum 28. Fe-
bruar ieden Jahres, frühestens zrLm 28. Febluar
1979,".

Abschnitt IV

Aüszubildende zum Sozialversicherungsfachangestellten

§9

Der Tarifvertrag Nr.308 .tvird wie folgt geändert und
ergänzt:

1. Hinter § ? wird ein neuer § 7a eingefü8t Er hat
folgenden Wortlaut:

,,§7a

Urlaubsgeld

(1) Der Auszubildende erhält in jedem Kalender-
jahr ein Urlaubsgeld, wenrI er

am 1. Juli im Ausbildungsverhältnis steht

und

seit dem 1.Juli des Vorjahres - im l.Ausbil-
dungsjahr seit dem 1. September des Vorjahrcs

- ununterbrochen im öftentlichen Dienst ge_

standen hat
und

mrndestens lür einen Teil des Monats Jull An-
spruch auf Ausbildungsvergutung hat. Besteht ein
solcher Anspruch nur wegen AbIauIs der Frisl
Iür die tr'ortzahlung der Ausbildungsvergütung
bei Arbeitsunlähigkeit nach § 5 oder wegen Be-
zugs von Mutterschaftsgeld nicht, genügt es,

rvenn ein Anspruch aul Ausbildungsvergütung
für mindestens drei volle Kalendermonale des

ersten Kalenderhalbjahres bestanden hat.
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(2) Das Ur'laubsgeld beLrägt 100,- DM.

(3) Das Urlaubsgeld wird mit der Vergütung frir
Monat Juli ausgezahlt.

Ist das Urlaubsgeld gezahlt worden, obwohl es
Dicht zustand, rst es in voller Hdhe zurückzuzahlen.

(4) Das Urlaubsgeld ist nicht gesamtversorgungs-
fähig und bei der Bemessung sonstiger Leistungen
nicht zu berücksichtigen "

Protokollnotiz zu Absatz I Nr.2:

1 Öffentlicher Dienst ist eine Beschaltigung
a) beim Bund, bei der Deutschen Bundesbahn,

bei einem Land, bei einer Gemeinde, bei
einem Gemeindeverband oder bei einem son-
stigen Mitglied eines Arbeitgeberverbandes,
der der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände angehör.t,

b) bei einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt
des öIfentlichen Redrts, die den Bundes-An_
gestellten-Tarilvertrag (BAT), den Mantel_
tarifvertrag für die Arbeitef des Bundes (MTB
II), den Manteltarifvertrag lür die Arbeiter
der Länder (MTL II) oder den Bundesmantel_
tarifvertrag 1ür Arbeiter gemeindlicher Ver_
lvaltungen und Betriebe (BMT-G) oder einen
Tarifvertr'ag \Ä'esentlich gleichen Inhalts an_
wendet.

2 AIs BeschäftigungsverhäItnisse im öffenflichen
Dienst gelten Beschäfti8ungen als Arbeiter, An-
gestellter, Beamter, Richter, Soldat auf Zeit, Be_
rufssoidat, Auszubildender, praktikant, Lern_
schwester, Lernpfleger oder als SchüIer in der
Krankenpllegehilf e. Eine BeschäItigung als Aus-
zubildender und praktikant lst nur dann gegeben,
wenn das Rechtsverhältnis durch Tarifvertreg
geregett ist.

3. Eine Unterbrechung liegt vor, wenn zwischen den
RechtsverhäItnissen ein oder mehrere Werktage

- mit Ausnahme allgemein arbeitsfueier .Werk_

tage - Iiegen, an denen das Arbeits-, Dienst_
oder Redttsverhältnis nicht bestand. Es ist jedoch
unschädlich, wenn der Berechtigte in dem zwi_
schen diesen Re(htsverhältnissen liegenden ge_
samten Zeitraum arbeitsunfähig krank war oaler
die Zeit zur Ausführung seioes Umzugs an einen
anderen Ort benötigt hat.

2. In § I Absatz 2 wird lolgender Satz 2 angefügt:

,,Abweichend hiervon kann s Z a mit einer Frist von
einem Monat zum 28. Februar jeden Jahres, frühe-
stens zum 28. Februar 19?9, gekündigt werden.,,

Absclhitt V

Einrnalige Zahlung

§10
- celtungsbereich

Die §§ 10 bis 13 gelten für personen, die äm l.April
1977 unter den Geltungsbereich

a) des Tärifvertrags 1ür die Angestellten der DBp,
b) des Tarifvertrags 1ür die Arbeiter der DBp,

c) des Tarifvertrags fiir die Auszubildenden der DBp
und

d) des Talifvedrags Nr.308 (Auszubitdende zum Sozial-
versicherungslachangestellten)

laIlen.

Nachstehend werden AngestellLe und Arbeiter, die
unter den celtungsbereich der s§ 10 bis 13 fallen, zu
sammenfassend als,,Arbeitnehmer,,, Auszubildende und
Auszubildende zum Sozialversicherungsf achengestellten
als ,,Auszubildende', bezeichnet, sofern sich im einzel_
nen nichts anderes ergibt,

§ 11

Anspruchsvorausseüzun gen

(1) Anspruch auf die einmalige Zahlung haben Arbeit-
nehmer und Auszubildende, die vorn 1 Januar 19?? bis
einschließlich 30. April 19?? ununterbrochen

a) in einem oder in mehreren der durc]l die in s 10
genannten Tarifverträge geregelten Redttsverhält_
nisse gestanden und

b) hieraus mindestens für einen Teil des Monats April
19?7 Anspruch auf Bezüge haben.

(2) Anspruch auf die einmalige Zahlung haben auch
Arbeitnehmer und Auszubildende, die seit dem l.Ja-
nuar 1977 ununterbrochen in einem RechtsverhäItnis als
a) Beamter, Richter, Berufssoldat, Soldat auf Zeit oder
b) in ei[em Arbeits- oder Ausbildungsverhättnis zu

einerr anderen Arbeitgeber des ölJentlichen Dienstes
gestanden haben und,spätestens am 1.Apdl l9?? im
unmittelbaren Anschluß in eln RechtsverhäItnis zur
DBP übernoomen werden. das von s 10 erlaßt wird.

Das gleiche gilt ftir Arbeitnehme! und Auszubildende,
die seit dern 1. Jenuar 19?? ununterbrochen in einem
oder in mehreren der durch die in § lO genannten
Tarifverträge geregelten Rechtsverhältnisse gestanden
haben und in der Zeit vom 2. April 19?? bis 30. April
19?? im unmittelbaren Ansdrluß in ein Rechtsverhältnis
der iIn Unterabs. 1 genannten Art überwechseln.

(3) Der Anspruch auf die einmalige Zahlung wird
nicht dadurch ausgeschlossen, daß

a) wegen des Ablaufs der Bezugsfristen lür Klenken-
bezüge (§ 20 TV Arb, §§ 33 bis 3b TV Ang) oder des
Bezuges von Mutterschaftsgeld für den Monat April
19?7 keine Bezüge zustehen,

b) das Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis nach dem
1. April 1977 wegen Sdrwangelsdraft oaler wegen
Niederkunft in den letzten drei Monaten endet.

(4) Fü den Ansprudr auf die einmalige Zahlung ist
das Rechtsverhältnis maßgebend. in dem der An-
spruchsberechtigte am 1. Aprit 19?? steht.

Proüokollnotizen:

1. Öffentlicher Dienst im Sinne des Absatzes 2 ist eine
BeschäftigunB

a) beim Bund, bei der Deutschen Bundesbahn, bei
einem Land, bei einer Gemeinde, bei einem Ge-
meindeverband oder bei einem sonstjgen Mitglied
eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände angehött,

)



b) bei einer Körperschaft, Stiftung ode! Anstalt des
öffentlichen Rechts, die den Bundes-AngesteIlLen-
Tarifvertrag (B.A.T), deil Manteltarilvertrag für
Arbeiter des Bundes (MTB II) oder den Mantel-
tarifvertrag für Arbeiter der Lände! (MTL II)
oder den Bundesmanleltarifvertrag Iür Arbeiter
gemeindlicher Verwaltungen und Betriebe (BMT-
G) oder einen Tarilvertrag wesentlich gleichen
Inhalts anwendet

2. Eine Unterblechung im Sinne des Absatzes 1 und 2

liegt vor, wenn zwischen den Arbeits-, Dienst- oder
sonstigen Rechtsverhältnissen im Sinne dieser Vor-
schrilt eill oder mehrere Werktage - mit Ausnahme
allgemein arbeitsfreie! Werktage - liegen! an denen
das Arbeits-, Dienst- oder sonstige Rechtsverhältnis
nicit bestand. Es ist jedoch unschädlich, we4n der
Berechtigte in dem zu,ischen diesen Arbeits-, Dienst-
oder sonstigen RedrtsverhäItnissen liegenden ge-
samten Zeitraum albeitsunfähig krank war oder die
ZeiL zur Ausführung seines Umzugs an einen ande-
ren Ort benötigt hat.

3. Stirbt der Berechtigte vor dem 1 Mai 19?7 und hat
er' die einmalige Zahlung erhalten, gelten die Vor-
aussetzungen des Absatzes l oder 2 als erfül1t.

,l Bei Personen, die nach dem 1. Januar 197?, aber vor
dem 3. März 19?? in ein Rechtsverhältnis eingetreten
sind, das durch einen der in § 10 genannten Tadf-
vedräge geregelt ist, und die bjs einsdrließlich
30. Juni 1977 in diesem Rechtsverhältnis verbleiben,
gilt Absatz 1 und Absatz 2 Unterabs, 1 mit der Maß-
gabe, daß an die Stelle des 1. Januar 197? der 2. März
19?7 tritt.

613

wöchentlichen Arbeitszeit zu der regelmäßigen wöchent-
lichen Arbeitszeit eines vollbeschältigten Arbeitneh-
mers entspricht.

Für die Berechnung der anteiligen einmaligen Zah-
lung für die vorstehend genannten Nichtvollbeschäftig-
ten ist die für den 31. März 19?? arbeitsvertraglich ver-
einbarte durchschnittliche Wochenarbeitszeit maß-
gebend.

(3) Für vorübergehenden Bedarf elngeslellte und des-
halb nac-L der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden zu
ebtlohnende nichtvollbeschäftigte Arbeiter erhalten die
einmalige Zahlung nach der ZahI der für den Monat
März 1977 zu bezahlenden Lohnstunden (ohne Uber.-
stunden) i sie wird nach der Formel

100 DM X Zahl de! Lohnstunden
40 x 4,348

berechnet.

(4) Die einmalige Zahlung ist nicht gesarntvcrsor-
gungsfähig und bei der Bemessung sonsLiger Leistun-
gen nicht zu berücksichtigen.

§13

Fälligkeit

Die einmalige Zahlung ist mit der Nachzahlung zu
leisten, die sich aus der Erhöhung der Bczüge mit Wir-
kung vom 1 Februar 19?? ersibt.

Abschnitt VI

Inkraf ttreten/Laüf zeit

§14
1. Es treten in KraJt:

a) mit Wirkung vom 1. Februar 19?7

§ 1, § 2Nr. 1und5,§3,§4Nr.4und6.§6,§?,
§ 8 Nr. 2 sowie die §§ 10 bis 13,

b) mit Wirkung vom 1. April 1977

§ 2 Nr.2 bis 4 und 6, § 4Nr. I bis 3 und 5, § 5, § I
Nr. l und 3 sowie § 9.

2. Die §§ 1, 3 und 7 dieses Tarifvertrages Vergü-
lungs- und Lohntarifverträge - könüen mit einer
Frist von einem Monat zum Schluß eines Kalender-
monats, lrühestens zum 28. Feb-ruar 19?8, schriftlich
gekündigt werden.
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§ 12

Höhe der einrnaligen Zahlung

(1) Die einmalige Zahlung behägt

a) für volLbeschäftigte Angestellte und
Arbeiter

b) für Auszubildende

cl für' ALrszubildende zum Sozial-
ver'sicherungsf achangestellten

100,- DM,

30,- DM,

40,- DM.

(2) Nichtvollbeschäftigte Angestellte und nichtvoll-
beschäftigte ständige Arbeiter erhalten den Teil der
einmaligen Zahlung, der dem VerhäItnis der mit ihnen
a rb cits vertraglich vereinbarten durchs chnittlichen

Bonn, den 18. März 19?7

Der Bundesminister
für das Post- und Fernmeldewesen

Gscheidle

Deutsche Postgewerkschaf t

- Hauptvorstand -
Fehrenbach

Züsatzbestimmung:

Auf die Vfg 322-2 8620 0 vom 21.März 1977 wir.d
hingewiesen.

322 2 8620-0
AmtsblNr.53 vom 26. April 1977, S.607
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